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Ein Mitgliedstaat der einen ermäßigten 
Mehrwertsteuersatz auf Leistungen an-
wendet, die von den Rechtsanwälten, den 
Rechtsanwälten beim Conseil d’État und bei 
der Cour de cassation sowie den „avoués“ er-
bracht werden und für die diese vollständig 
oder teilweise im Rahmen der Prozesskos-
tenhilfe durch den Staat entschädigt werden, 
verstößt gegen seine Pflichten aus den Art. 96 
und  98  Abs.  2 der Richtlinie 2006/112 über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem.

Nach Nr.  15 des Anhangs  III der Richtlinie 
2006/112, auf die Art.  98 Abs.  2 der Richt-
linie verweist, dürfen die Mitgliedstaaten 
nicht auf alle gemeinnützigen Leistungen 
einen ermäßigten Mehrwertsteuersatz an-
wenden, sondern nur auf diejenigen, die von 
Einrichtungen erbracht werden, die sowohl 
gemeinnützig als auch für wohltätige Zwe-
cke und im Bereich der sozialen Sicherheit 
tätig sind. Folglich kann ein Mitgliedstaat, 
soll dem Wortlaut der Nr.  15 Genüge getan 
werden, auf Dienstleistungen, die von priva-
ten Einheiten mit Gewinnerzielungsabsicht 
erbracht werden, nicht allein aufgrund der 
Beurteilung dieser Dienstleistungen einen 
ermäßigten Mehrwertsteuersatz anwenden, 
ohne u.  a. die Ziele, die diese Einheiten in 

ihrer Gesamtheit betrachtet verfolgen, und 
die Beständigkeit ihres sozialen Engagements 
zu berücksichtigen.

Im Hinblick auf ihr Gesamtziel und die feh-
lende Dauerhaftigkeit eines etwaigen sozi-
alen Engagements kann die Berufsgruppe 
der Rechtsanwälte und „avoués“ als solche 
nicht als gemeinnützig angesehen werden. 
Selbst wenn die von den Rechtsanwälten und 
„avoués“ im Rahmen der Prozesskostenhilfe 
erbrachten Leistungen gemeinnützig wären 
und als „für wohltätige Zwecke und im Be-
reich der sozialen Sicherheit“ erbracht ange-
sehen werden könnten, wäre dieser Umstand 
nicht ausreichend für die Schlussfolgerung, 
dass die Rechtsanwälte und „avoués“ im vor-
liegenden Fall als „gemeinnützige Einrichtun-
gen für wohltätige Zwecke und im Bereich 
der sozialen Sicherheit“ im Sinne der Nr. 15 
des Anhangs III der Richtlinie 2006/112 qua-
lifiziert werden können.

(vgl. Randnrn. 43, 45-47, 49 und Tenor)
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